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Hospiz- und Palliativ

° Verband Berlin e.V.

Pressemitteilung - Wahlpriifsteine zur Berliner Abgeordnetenhauswahl 2021

Zur anstehenden Wahl zum 19. Abgeordnetenhaus von Berlin hat der Hospiz- und
Palliativwerband Berlin e.V. (kurz HPV Berlin e.V.) die Parteien mit Fragen aus der Berliner Hospiz-
und Palliativszene angeschrieben und um Stellungnahme gebeten. Aktuell liegen uns von drei
Parteien Antworten zu unseren Wahlprufsteinen vor, die wir hiermit gerne mit lhnen teilen.

Markus Luther, Geschaftsfihrer des Verbands: ,Wir danken den Parteien fiir Ihre Antworten zu
unseren Wabhlpriifsteinen. lhre Rickmeldungen erméglichen es unseren Mitgliedern, den
ehrenamtlich Engagierten und allen interessierten Berlinerinnen und Berlinern diese hospizlich-
palliativen Themen und Fragestellungen bei lhrer Wahl am kommenden Sonntag mit zu
berticksichtigen.”

e Antworten zu den Wahlprifsteinen des HPV Berlin e.V. (die LINKE - Landesverband Berlin)
e Antworten zu den Wahlprifsteinen des HPV Berlin e.V. (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

e Antworten zu den Wahlprifsteinen des HPV Berlin e.V. (CDU Berlin)

Weitere Informationen zum Verband

Aus dem vielfaltigen blrgerschaftlichen Engagement der Hospizbewegung in Berlin griindete sich 1999 der
Hospiz- und Palliativwerband Berlin eV. als Interessenvertretung. Ihm obliegt die Forderung des
Hospizgedankens und die Forderung der hospizlichen und palliativen Versorgung. Dabei ist das ehrenamtliche
Engagement wesentliches Kernelement. Der Verband wirbt flr die Entwicklung und Verbesserung der
Versorgungsstrukturen fir schwerstkranke und sterbende Menschen in der Offentlichkeit, in Politik und
Fachgremien.

Der Verband arbeitet Uberkonfessionell und ist politisch unabhangig. Seine Arbeit orientiert sich an den
Leitsatzen des Deutschen Hospiz- und Palliativwerband e.V. Im Mittelpunkt der hospizlichen und palliativen
Arbeit steht die umfassende Betreuung und Begleitung von schwerkranken und sterbenden Menschen
entsprechend ihren korperlichen, geistigen, seelischen, spirituellen und sozialen Bedurfnissen. Die Begleitung
schlieBt Angehorige, Freunde und Trauernde mit ein. Die Wirde dieser Menschen und ihr Recht auf
Selbstbestimmung sind daflir MaRstab. Das Verstandnis von solidarischer hospizlicher Begleitung schlief3t
Totung auf Verlangen und die Beihilfe zur Selbsttotung aus.

Verantwortlich im Sinne des Presserechts, Kontakt und Riickfragen

Hospiz- und PalliativWerband Berlin e.V.
Markus Luther

Geschaftsfuhrer CHARTA ur Betreuung
Brabanter Strafe 21 schwerstkranker und sterbender
10713 Berlin Menschen in Deutschland

Tel 030 41202875 | Fax 030 41202876 | E-Mail luther@hospiz-berlin.de

Web www .hospiz-berlin.de , www.hospizwoche.de
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Berlin, den 6. September 2021

Betr. Wahlpriifstein von Hospiz- und Palliativ-Verband Berlin e.V. (HPV)

Sehr geehrte Damen und Herren,

herzlichen Dank fur die Erstellung und Zusendung des Wahlprifsteins von Hospiz- und Palliativ-
Verband Berlin e.V. (HPV). Im Folgenden finden Sie die Antworten der Partei DIE LINKE. Berlin.

1. Wie steht lhre Partei grundsatzlich zum Thema Hospiz-und Palliativversorgung und gibt es
hierzu Aussagen im Parteiprogramm?

Die Wirde des Menschen zu wahren, ist insbesondere in der Lebensphase des Sterbens eine
gesamtgesellschaftliche Verantwortung. Palliativversorgung ist Bestandteil der 6ffentlichen
Daseinsvorsorge. Fir eine hochwertige Palliativversorgung und Sterbebegleitung braucht es eine alle
Versorgungsformen verbindende, bundesweite Gesamtstrategie auf der Basis einheitlicher
Qualitatsstandards, die bedarfsgerecht finanziert werden muss.

Wir werden eine gesamtstadtische Gesundheitsplanung einfihren. Diese Gesundheitsplanung, soll
neben der Quantitat auch die Qualitat der Versorgung und Angebote erfassen und den tatsachlichen
Bedarfen der Berliner:innen gegenubergestellt werden. Dort werden wir die Hospiz- und
Palliativversorgung einbinden und auf dieser Planungsbasis weiterentwickeln.

2. Gibt es in lhrem Wahlprogramm Aussagen zur hospizlich-palliativen Versorgung und wie
sehen diese konkret aus?

Die Hospiz- und Palliativversorgung wird in unserem Wahlprogramm nicht explizit erwahnt. Die
Hospizarbeit verstehen wir aber als einen Bestandteil unseres ganzheitlichen Ansatzes der
niedrigschwelligen, fur alle Berliner:innen zuganglichen bedarfsgerechten Gesundheits- und
Pflegeversorgung. Die MaBstabe, die dem zugrunde liegen wie soziale Teilhabe und
Selbstbestimmung sowie wohnortnahe, barrierefreie und altersgerechte Versorgungsstrukturen,
mussen fur alle Menschen bis ans Lebensende gelten.
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3. Hat Ihre Partei konkrete Plane zur Unterstiitzung und Weiterentwicklung der Berliner
Hospiz- und Palliativarbeit?

Fir jede und jeden soll ein hochwertiges Palliativ- und Hospizangebot verfligbar und zuganglich sein
- unabhangig von der Art der Erkrankung, dem Behandlungs- oder Sterbeort, der Versicherungsform
oder der sozialen Situation. DIE LINKE will eine gute und altersgerechte Gesundheitsversorgung,
aufsuchend und aufklarend und ohne Verletzung der Selbstbestimmung. Die
Entscheidungskompetenz durch Vorsorgevollmachten und Patientenverfiigungen soll unabhangig
vom Wohnort und sozialen Status gefordert werden.

Mehr Personal - gut, also tarifvertraglich bezahlt - ist eine entscheidende Rahmenbedingung fir
einen wurdevollen Umgang im Verlauf des Alterns bis zum Tod. Der Anspruch auf allgemeine (APV),
allgemeine ambulante (AAPV) sowie spezialisierte ambulante Palliativversorgung (SAPV) soll fir die
Regelversorgung im SGB V und im SGB Xl prazisiert werden. Pflegeheimbewohner:innen dirfen
bezlglich des Anspruches auf eine stationare Hospizbetreuung nicht langer benachteiligt werden.
Palliativversorgung gehort verstarkt in die Gesundheits- und Pflegeausbildung sowie in die
Bedarfsplanung (siehe Frage 1).

4. Welche Position vertritt Ihre Partei zur sog. Sterbehilfe und zur GeschaftsmaBigen
Forderung der Selbsttotung nach §217 StGB?

Die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts von 2020 stellt den Gesetzgeber vor groBe
Herausforderungen. Die Beratung von Sterbewilligen spielt in allen Initiativen, die von Abgeordneten
der Linksfraktion im Bundestag mitgetragen wurden, eine groe Rolle. Die meisten nichtstaatlichen
Akteure leisten sehr wertvolle Arbeit, sind aber klar bestimmten Lagern beim Umgang mit der
Suizidhilfe zuzuordnen. Eine ergebnisoffene und unabhangige Beratung ist so nur schwer zu
gewabhrleisten.

Die Frage der sog. Sterbehilfe und geschaftsmaBigen Forderung der Selbsttotung wird im Bundestag
als eine Gewissensfrage behandelt, weswegen es auch keine Parteimeinung zu diesem Komplex
gibt. Auf der Ebene des Abgeordnetenhauses wird Uber diese Frage nicht entschieden.

5. Welche Strategien und konkreten Plane verfolgt Ihre Partei, um allen Menschen, z.B. auch
den hochbetagten oder behinderten Menschen, ein gutes Lebensende und Sterben in Wiirde
zu ermoglichen?

Die soziale Teilhabe muss auch fiir chronisch kranke und pflegebedurftige Menschen sowie ihre
Angehdrigen konsequent in allen Versorgungszusammenhangen sichergestellt und ausgebaut
werden. Wichtige Aspekte zur Sicherung gesellschaftlicher Teilhabe sind kurze Wege und
barrierefreie Zugange zu Einrichtungen der Daseinsvorsorge wie Verkaufsstellen, Gesundheits- und
Sozialeinrichtungen sowie zu Amtern und Behdrden. Ebenso ein mobilititssichernder éffentlicher
Personennahverkehr. Fur die Verbesserung und Sicherung der Mobilitat alterer Menschen ist es
notwendig, dass lickenlose Mobilitatsketten entstehen. Hierzu bedarf es auch einer verbindlich
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geregelten kommunalen Altenhilfestruktur. Wir setzen uns fur eine professionelle integrierte
Sozialberatung aus einer Hand ein, um bei Unterstitzungsbedarf schnelle und einfache Zugange zu
bedarfsgerechten Angeboten zu schaffen.

Wir fiihlen uns dabei der UN-Konvention Uber die Rechte von Menschen mit Behinderungen
verpflichtet. Wir setzen uns fiir die konsequente Verwirklichung des MaBnahmenplans zur
Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention und das dauerhafte Monitoring ihrer Umsetzung
ein. Wir wollen die Teilhabeberichterstattung weiter verbessern.

6. Hat Ihre Partei Strategien und Plane Menschen mit Migrationshintergrund und Menschen
in der Wohnungslosigkeit die Hospiz- und Palliativversorgung zu ermoglichen? Wenn ja,
welche?

Die Bezeichnung ,Menschen mit Migrationshintergrund“ umfasst eine sehr heterogene Gruppe.
Pauschale Aussagen und MaBnahmen werden der vielfaltigen Lebenswelt nicht gerecht. Wir wollen
ubergeordnet sicherstellen, dass alle Menschen in Berlin einen Zugang zur Hospiz- und
Palliativversorgung haben - unabhangig vom Alter, sozialen Status oder soziokulturellen
Hintergrund. Dafur missen bestehende Hirden abgebaut werden, die zum Beispiel in Form von
Sprachbarrieren bestehen. Die , Interkulturellen Brickenbauerlnnen in der Pflege® sind ein gutes
Beispiel, wie Menschen mit geringen Deutschkenntnissen in einer vertrauensvollen Atmosphare ein
Zugang zum Pflegesystem hergestellt werden kann. Dies ist in Kombination mit den
Pflegestiitzpunkten ein wichtiger Baustein. Die Pflegestutzpunkte wollen wir zudem in ihren
Beratungs- und Entscheidungskompetenzen starken, personell aufstocken und mittelfristig zu einer
integrierten Sozialberatung weiterentwickeln. Das Ziel muss lauten: ,,Beratung aus einer Hand, fir
alle Menschen mit Beratungsbedarf.“ Wir wirden gern mit Interessenvertreter:innen und Hospizen
darlber reden, ob und in welchem Umfang hier Erfahrungen tibernommen werden konnen.

Wir haben in der letzten Legislaturperiode viel im Bereich der Wohnungslosenhilfe auf den Weg
gebracht. Im Mittelpunkt muss weiterhin stehen: Pravention vor Wohnraumverlust und die
Versorgung mit bezahlbarem Wohnraum. Wir haben eine gesamtstadtische Steuerung der
Unterbringung von wohnungslosen Menschen vorangetrieben und wollen das Unterbringungssystem
perspektivisch zu einer sozialen Wohnraumversorgung umbauen. In diesem Zusammenhang wollen
wir gemeinsam mit lhnen prufen, wie auch die Hospiz- und Palliativversorgung auf dieser Grundlage
starker eingebunden werden kann.

7. Wie wird lhre Partei die sektoren- und ressortiibergreifende Betreuung von Kindern,
Jugendlichen und jungen Erwachsenen mit lebensverkiirzenden Erkrankungen gestalten?

Hierzu wollen wir mit Ihnen und den Betroffenenverbanden den Dialog suchen und die
Versorgungsstrukturen fur Kinder, Jugendliche und junge Menschen mit lebensverkurzenden
Erkrankungen gemeinsam weiterentwickeln. Dies wird zudem Bestandteil einer gesamtstadtischen
Gesundheitsplanung sein.
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Generell ist die Versorgung von Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen mit chronischen
Erkrankungen und Pflegebedirftigkeit fur die Betroffenen eine groBe Herausforderung. Das hangt
nicht zuletzt mit den komplizierten Schnittstellen zwischen den Sozialgesetzbuchern XIll, IX und XI
zusammen, die sich in das konkrete Unterstitzungssystem ubertragen. Fur die Betroffenen muss es
egal sein, welcher Kostentrager aus welchem Sozialgesetzbuch, welche Leistung finanziert und ob
eine Leistung der Jugend- oder Behindertenhilfe zuzuschreiben ist. Die Beantragung und Abrechnung
von Leistungen muss einfacher ausgestaltet und unnotiger burokratischer Aufwand abgebaut
werden. Daflr wollen wir uns auch auf Bundesebene einsetzen.

Projekte wie ,Menschenkind“ missen weitergefiihrt werden, da sie es den Betroffenen ermdglichen,
sich schnell im Versorgungssystem zurecht zu finden. Hier ist eine gelingende Vernetzung mit der
Hospiz- und Palliativversorgung wichtig. Selbsthilfeangebote wollen wir auch fur pflegende Eltern
ausbauen und Selbsthilfeinitiativen finanziell fordern. Wir werden den Betroffenenverbanden dabei
helfen, dass ihre Stimme im Gesundheits- und Pflegesystem lauter wahrgenommen wird und sie auf
Augenhohe in alle gesundheits- und pflegepolitischen Gremien mit Stimmrecht eingebunden werden.

8. Der Kreis derer, die einer hospizlich-palliativen Sorge bediirfen, steigt stetig. Dem steht
eine Ressourcenknappheit und ein Fachkraftemangel gegeniiber. Welche Ansétze verfolgt
Ilhre Partei, um diese Diskrepanz zu entscharfen?

Mehr Personal - gut, also tarifvertraglich bezahlt - ist eine entscheidende Rahmenbedingung fir
einen wurdevollen Umgang im Verlauf des Alterns bis zum Tod (siehe Frage 3). Insbesondere
braucht es in der Pflege bessere Arbeitsbedingungen, mehr Personal und hohere Léhne. Nur so
werden wir mehr Menschen fur den Pflegberuf begeistern, einen frilhen Berufsaussteig vermeiden
und bereits ausgestiegene Pflegekrafte zurlickgewinnen. Eine aktuelle Studie von ver.di Bremen
zeigt, dass ein hohes Pflegefachkraftepotential besteht, das aber nur Uber bessere
Arbeitsbedingungen reaktiviert werden kann. Insgesamt braucht es dafir einen MaBnahmen-Mix:

e hohere Gehalter fur alle Pflegebeschaftigten und ein allgemeinverbindlicher Tarifvertrag mit
Bezahlung nach TVGOD in allen Bereichen der Pflege;

e landeseinheitliche Standards flir eine bedarfsgerechte Personalausstattung und
einrichtungsspezifische Fachkraftquote in ambulanten und stationaren Pflegeeinrichtungen;

e Ausbau digitaler Unterstitzungsmoglichkeiten zur Entlastung der Beschaftigten mussen
ausgebaut werden;

o Pflegeassistenz: qualitativ gute Ausbildung nach einem berufseinheitlichen Curriculum und mit
dem Ziel eines staatlich anerkannten Abschlusses;

e Unterstlutzung von auslandischen Pflegekraften mittels eines Portals fur die Beratung zu
aufenthalts- und arbeitsrechtlichen Fragen einrichten;

e (Gebuhrenfreie Aus- und Fortbildung in Gesundheitsberufen mit Vergltung der
Arbeitsleistungen wahrend der Ausbildung.
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Zudem werden wir die Uber 200.000 pflegenden Angehdrigen in Berlin umfassend unterstiitzen und
entlasten z. B. Uber ein Forderprogramm zum Ausbau der Kurzzeit- und Tagespflege. Weitere
Informationen finden Sie in unserem Berliner Wahlprogramm ab Seite 73:
www.dielinke.berlin/2021/wahlprogramm/).

Mit freundlichen GriiBen
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Sebastian Koch
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DIE GRUNEN

BUNDNIS 90/DIE GRUNEN - Kommandantenstr. 80 - 10117 Berlin Nina Stahr und Werner Graf

Landesvorsitzende

Hospiz- und PalliativVerband Berlin e.V.
Markus Luther

Landesgeschdftsstelle

Geschaftsfuhrer Kommandantenstr. 80
10117 Berlin

Brabanter StraRe 21 Tel: +49 (30) 61 50 05 - 0

10713 Berlin B

Fax: +49 (30) 61 50 05 - 99
landesvorsitzende@gruene-berlin.de

Berlin, 14. September 2021

Woahlpriifsteine Hospiz- und Palliativverband Berlin e.V.

Sehr geehrter Herr Luther,

vielen Dank fiir Ihr Interesse an BUNDNIS 90/DIE GRUNEN Berlin. Gerne beantworten wir

Ihre Wahlprufsteine. Sie finden unsere Antworten im beigefligten Schreiben.

Mit freundlichen Grifden

b’m Skahs MwM

Nina Stahr und Werner Graf
Landesvorsitzende

Bankverbindung: Biindnis 90/Die Griinen Berlin, IBAN: DE10 1005 0000 0790 0033 76, BIC: BELADEBEXXX www.gruene-berlin.de



Biindnisgriine Antworten WPS 2021

1. Wie steht lhre Partei grundsatzlich zum Thema Hospiz-und Palliativversorgung und gibt
es hierzu Aussagen im Parteiprogramm?

Die Fragen 1 bis 3 werden hier gemeinsam beantwortet:

Bundnis 90/Die Grinen stehen ganz klar hinter der Hospiz- und Palliativversorgung. Ein
wiurdevolles Lebensende bedeutet fur uns auch Lebensqualitat. Wir wollen in der nachsten
Legislatur eine Beratungsstelle fur Palliativmedizin einrichten, die uber die Moglichkeiten
der Versorgung im Hospiz oder zu Hause transparent informiert. Palliativmedizin ist auf-
grund reformbedurftiger Anreize aus gesundheitsokonomischer Sicht oft unattraktiver als
die medizinische Behandlung durch Operationen und intensivmedizinische Maf3nahmen, die
von den Betroffenen haufig als qualend empfunden werden. Umso wichtiger ist es,
Arzt*innen so aus- und weiterzubilden, dass fiir sie die Wiinsche der Behandelten im Fokus
stehen und lebensverlangernde Mafinahmen nicht um jeden Preis durchgefuhrt werden.
Auch die Interkulturellen Bruckenbauer®innen in der Pflege leisten einen wesentlichen Bei-
trag um die diversitatskritische Hospiz- und Palliativversorgung in Berlin auszuweiten.

2. Gibt es in lhrem Wahlprogramm Aussagen zur hospizlich-palliativen Versorgung und wie
sehen diese konkret aus?

Siehe Antwort zu Frage 1.

3. Hat lhre Partei konkrete Pline zur Unterstiitzung und Weiterentwicklung der Berliner
Hospiz-und Palliativarbeit?

Siehe Antwort zu Frage 1.

4. Welche Position vertritt lhre Partei zur sog. Sterbehilfe und zur Geschaftsmafdigen Forde-
rung der Selbsttotung nach §217 StGB?

Mit seinem Grundsatzurteil vom 26. Februar 2020 hat das Bundesverfassungsgericht klarge-
stellt, dass auch beim Suizid in jeder Lebenslage eines Menschen die Selbstbestimmung
umfassend gilt. Der damalige Paragraph 217 StGB, der die Beihilfe kriminalisierte, wurde
deshalb fur nichtig erklart. Nun gilt: Menschen, die eine Entscheidung Uber das eigene Le-
bensende treffen mochten, haben also einen Anspruch auf qualifizierte Aufklarung und Be-
ratung. Dazu gehoren auch lebensorientierte Alternativen zum Suizid. Wir wollen in Berlin
ein entsprechendes Modellprojekt mit ergebnisoffenen und einfihlsamen Gesprachsange-
boten auf den Weg bringen.
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5. Welche Strategien und konkreten Plane verfolgt Ihre Partei, um allen Menschen, z.B.
auch den hochbetagten oder behinderten Menschen, ein gutes Lebensende und Sterben in
Wiirde zu ermdglichen?

Zu einem ganzheitlichen Blick auf die Gesundheitsversorgung gehort auch ein Blick auf den
Sterbeprozess: Wir wollen, dass Menschen selbstbestimmt und gut versorgt ihre letzte Le-
bensphase verbringen konnen. Doch insbesondere in dieser Lebensphase sind Menschen oft
kaum oder gar nicht mehr in der Lage, fir ihre eigenen Bedurfnisse einzustehen. Umso
wichtiger ist es, dass vor dem Auftreten von schweren Erkrankungen eine gute Aufklarung
uber Vorsorgevollmachten und Patient*innenverfigungen stattfindet. Diese stellen sicher,
dass die Wunsche von Betroffenen, insbesondere am Lebensende, geachtet werden und er-
leichtern dem medizinischen Personal die Arbeit. Deshalb wollen wir die Aufklarungsstruk-
turen dafur ausbauen. Daruber hinaus wollen wir eine Beratungsstelle fur Palliativmedizin
einrichten.

6. Hat lhre Partei Strategien und Plane Menschen mit Migrationshintergrund und Menschen
in der Wohnungslosigkeit die Hospiz- und Palliativversorgung zu ermoglichen? Wenn ja,
welche?

Wir fordern seit Jahren eine bessere Pflegesituation, auch in der Wohnungsnotfallhilfe. Mit
der Einrichtung einer entsprechenden Krankenstation haben wir einen wichtigen Schritt zur
besseren pflegerischen Versorgung obdachloser Menschen machen konnen. Wir wissen aber
auch um die teils sehr schweren Schicksale in der Wohnungsnotfallhilfe. Dazu gehoren auch
nur schwer behandelbare Krankheitsbilder oder gar das Sterben auf der Strae. Als Grune
setzen wir uns daher seit Jahren flr ein Palliativangebot auch in der Wohnungsnotfallhilfe
ein. Wir werden uns auch in der nachsten Legislatur fur ein Angebot dieser Art stark ma-
chen.

7. Wie wird lhre Partei die sektoren- und ressortiibergreifende Betreuung von Kindern, Ju-
gendlichen und jungen Erwachsenen mit lebensverkiirzenden Erkrankungen gestalten?

Wir haben uns uber viele Jahre fir die sektoren- und ressortibergreifende Vernetzung und
Einrichtung eines Care- und Casemanagements fir Familien mit Kindern und Jugendlichen,
die lebensverkurzend erkrankt sind, eingesetzt. Dies konnten wir im Landeshaushalt veran-
kern und die lhnen bekannten Projekte werden daraus finanziert. Es hat sich gezeigt, dass
sowohl die Projekte, als auch die Vernetzung der Akteure die Arbeit fur die Familien, Kinder
und Jugendlichen verbessert hat. Nach wie vor gibt es aber Reibungsverluste bei der Um-
setzung komplexer Leistungsanspriiche. Dazu braucht es weiterhin grofle Anstrengungen,
um die noch vorhandenen Hurden abzubauen. Fur uns ist es wichtig, an dem bereits Vor-
handenen festzuhalten und dies weiter auszubauen.
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8. Der Kreis derer, die einer hospizlich-palliativen Sorge bediirfen, steigt stetig. Dem stehen
eine Ressourcenknappheit und ein Fachkriftemangel gegeniiber. Welche Ansitze verfolgt
lhre Partei, um diese Diskrepanz zu entscharfen?

Gute Pflege steht und fallt mit den Mitarbeiter®innen. Pflegekrafte sind systemrelevant, das
spiegelt sich aber bisher nicht ausreichend in den Arbeitsbedingungen wider. Eine Pflege-
kammer, wie sie mehrheitlich von den Berliner Pflegenden gewunscht wird, unterstutzen
wir. Wir wollen verbindliche Personalschlissel statt Personaluntergrenzen und Beschwerde-
stellen um VerstoRRe gegen den Arbeitsschutz zu melden. Im Bund wollen wir uns fir die
berufsbegleitende Form der Ausbildung zur Pflegefachfrau*Pflegefachmann einsetzen. Ge-
nauso soll es auch eine generalistische Ausbildung im Bereich der Pflegefachassistenz ge-
ben. Die Einsparungen durch eine unqualifizierte Ausbildung in der Langzeitversorgung ge-
hen zu Lasten der Pflegequalitat und damit zu Lasten der Pflegebedurftigen und der Mitar-
beitenden. Im Ausland erworbene Ausbildungsabschlusse von Pflege- und Gesundheitsberu-
fen, ob innerhalb oder auferhalb der EU erworben, sollen leichter anerkannt werden. Auch
in der ambulanten Versorgung mussen die Arbeitsbedingungen verbessert werden, damit so
unter anderem zu pflegende Menschen maglichst lange in ihrer eigenen Wohnung bleiben
konnen. Als Grune sprechen wir uns klar fur einen allgemein verbindlichen Tarifvertrag aus.
Wir appellieren daher vor allem an die kirchlichen Sozialverbande, aber auch an alle ande-
ren Anbieterstrukturen diesen zu unterstutzen.

Dariber hinaus wollen wir pflegende Angehdrige weiter unterstitzen. So wollen wir ihr
Recht auf Mitsprache ausbauen und sie besser informieren und entlasten. Das Kompetenz-
zentrum Pflegeunterstitzung zur Entlastung von pflegenden Angehorigen und anderen Be-
zugspersonen soll ausgebaut und verstetigt werden. Als Berliner Landesregierung haben wir
bereits eine Bundesratsinitiative zur Einfihrung eines Familienpflegegeldes gestartet, eine
Lohnersatzleistung ahnlich dem Elterngeld. Hier werden wir weiter Druck machen.
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1. Wie steht Ihre Partei grundsatzlich zum Thema Hospiz- und Palliativversor-
gung und gibt es hierzu Aussagen im Parteiprogramm?

2. Gibt es in Ihrem Wahlprogramm Aussagen zur hospizlich-palliativen Versor-
gung und wie sehen diese konkret aus?

3. Hat Ihre Partei konkrete Plane zur Unterstiitzung und Weiterentwicklung
der Berliner Hospiz-und Palliativarbeit?

Antwort auf Frage 1, 2 und 3:

Krankheit und Sterben sind Teil des Lebens. Mit steigender Lebenserwartung
sowie medizinischem und technischem Fortschritt gewinnt die Frage einer men-
schenwurdigen Sterbebegleitung zunehmend an Bedeutung. Wir orientieren uns
dabei am christlichen Menschenbild.

Die CDU Berlin bekennt sich in ihrem Wahlprogramm zur Abgeordnetenhaus-
wahl 2021 grundsatzlich zu einem leistungsfahigen Gesundheitssystem, das je-
der Burgerin und jedem Burger eine Versorgung auf hochstem Niveau ermog-
licht. Auch in Zukunft muss jeder in unserer Stadt Zugang zu einer guten woh-
nortnahen medizinischen Versorgung haben und am medizinischen Fortschritt
teilhaben konnen, unabhangig von seinem Einkommen, Alter oder gesundheitli-
chen Zustand. Das gilt fur uns selbstverstandlich auch fur die hospizlich-pallia-
tive Versorgung der Berlinerinnen und Berliner.

Wir wollen, dass alle Menschen am Ende ihres Lebens die Betreuung und den
Beistand erhalten, den sie benotigen. Niemand soll alleine gelassen werden. Die
meisten Menschen wunschen, dass das medizinisch Notwendige und Sinnvolle
fur sie getan wird. Deshalb steht fur uns die Gewahrleistung einer flachende-
ckenden, gerade auch ambulanten Palliativversorgung und Hospizdienste im
Vordergrund. Sie sind ein humaner Gegenentwurf zur aktiven Sterbehilfe, die
wir ablehnen.

Wir wollen auf3ierdem die Rahmenbedingungen fur schwerstkranke Menschen
am Lebensende in Berlin weiter verbessern. Schwerstkranken und Sterbenden
sollen bis zuletzt Lebensqualitat sowie ein Abschied in Wurde und Geborgenheit
ermoglicht werden. Wir brauchen noch mehr offentliche Aufmerksamkeit, um ei-
nen anderen gesellschaftlichen Umgang mit den schwierigen Themen Sterben,
Tod und Trauer zu erreichen. Schwerkranke und sterbende Menschen sollen in
unserer Stadt und in unserem Land darauf vertrauen konnen, dass sie Pflege,
Geborgenheit, Fursorge und Zuwendung erhalten und ihre Wunsche und Be-
durfnisse wahrgenommen und respektiert werden. Sie sollen moglichst bis zum
Lebensende in ihrer gewohnten und vertrauten Umgebung bleiben und ihr Leben
in Frieden und Wurde beschlief3en konnen.



4. Welche Position vertritt Ihre Partei zur sog. Sterbehilfe und zur Geschafts-
magigen Forderung der Selbsttétung nach §217 StGB?

Antwort:

Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum Verbot der geschaftsma-
Bigen Suizidbeihilfe halten wir es fur notwendig, eine gesetzliche Neuregelung zu
erarbeiten. Ansonsten bestunde ein hohes Maf3 an Rechtsunsicherheit, was die
Wahrscheinlichkeit eines Missbrauchs der Suizidhilfe erhohen wurde. Eine ge-
setzliche Neuregelung der Suizidhilfe muss ein umfassendes Schutzkonzept ent-
halten, das im Rahmen der verfassungsgerichtlichen Vorgaben die bestmogliche
Begleitung, Unterstutzung und den bestmoglichen Schutz von Menschen am
Ende ihres Lebens ermoglicht. Es soll sowohl das Recht eines Sterbewilligen auf
ein selbstbestimmtes Sterben achten als auch den Einzelnen vor einer Selbstto-
tung schutzen, die nicht auf einem selbstbestimmten Entschluss beruht. Das
Schutzkonzept muss daher unter allen Umstanden vermeiden, dass alte, kranke
oder einsame Menschen im gesellschaftlichen oder privaten Umfeld unter Druck
geraten, Angebote der Suizidassistenz wahrzunehmen. Wir wollen keine Gesell-
schaft, in der professionelle Angebote der Suizidassistenz zu einem Normalfall
werden. Konkret sollte eine gesetzliche Neuregelung einen Schwerpunkt auf die
Verbesserung der hospizlichen und palliativen Angebote legen und sie mit Maf3-
nahmen der Suizidpravention verbinden. Zudem sollte sie klarstellen, dass es
keine Verpflichtung zur Suizidbeihilfe geben darf — weder fir Arzte noch fir die
Trager von Pflegeheimen. Weiterhin sollte sie klare Bedingungen definieren, un-
ter denen Arztinnen und Arzte Sterbehilfe leisten dirfen.

Auch strafrechtliche Aspekte spielen dabei eine Rolle: So halten wir ausdruck-
lich am Verbot der Totung auf Verlangen (§ 216 StGB) fest und lehnen die aktive
Totung physisch oder psychisch schwerkranker Menschen ab. Die geschafts-
mafige Beihilfe zur Selbsttotung sollte weiterhin grundsatzlich unter Strafe be-
lassen werden. Die konkrete rechtliche Ausgestaltung des Schutzkonzepts wird
Im Verlauf der parlamentarischen und auch gesamtgesellschaftlichen Diskussi-
onen naher zu bestimmen sein. Es ist uns wichtig, eine umfassende und aus-
fuhrliche Debatte in Parlament und Gesellschaft zu fihren.

5. Welche Strategien und konkreten Plane verfolgt Ihre Partei, um allen Men-
schen, z.B. auch den hochbetagten oder behinderten Menschen, ein gutes Le-
bensende und Sterben in Wiirde zu ermoglichen?

Antwort:

Wir sind in unserem Handeln vom christlichen Menschenbild geleitet. Aus dem
christlichen Menschenbild folgt, dass das Leben in jeder Phase geschutzt wer-
den muss. Staatliches Handeln steht fur uns daher in der Verpflichtung, die
Wurde und die Selbstbestimmung jedes einzelnen Menschen sowie die



uneingeschrankte Achtung fur das Leben in all seinen Phasen in den Mittelpunkt
gesetzlicher Regelungen und staatlicher MafSnahmen zu stellen. Der Gesetzge-
ber hat hier also ein berechtigtes Schutzanliegen, das das Bundesverfassungs-
gericht in seiner Entscheidung auch anerkannt hat. Daher halten wir es fur
wichtig und erforderlich, staatlich anerkannte Beratungsstellen als Teil des le-
gislativen Schutzkonzeptes einzurichten.

Die demografische Entwicklung fuhrt dazu, dass der Bedarf an ambulanten pfle-
geunterstutzenden Wohnformen und neuen stationaren, wohnortnahen Pflege-
einrichtungen auch in Zukunft immer weiter steigen wird. Die Zahl der Pflege-
platze in unserer Stadt gilt es daher kontinuierlich auszubauen und dabei auch
dafur Sorge zu tragen, dass eine gleichmaflige Verteilung auf alle Berliner Be-
zirke sichergestellt ist. Hier ist der Fokus verstarkt auf die Stadtteile jenseits des
S-Bahn-Rings zu legen, in denen besonders viele altere Burgerinnen und Burger
leben. Den Betroffenen fallt es haufig leichter, innerhalb des angestammten Kie-
zes in ein Pflegeheim zu ziehen, anstatt "ans andere Ende der Stadt". Zudem
kann so gewahrleistet werden, dass die Pflegebedurftigen aufgrund kurzerer
Wege den Kontakt zu ihren Angehorigen nicht verlieren. Daher mussen entspre-
chende Anreize fur die Ansiedlung von Pflegeheimen sowie die erforderliche Inf-
rastruktur in Form von Pflegestationen auch in den Auflenbezirken vorhanden
sein.

In Berlin sind viele, vor allem altere Menschen einsam. Jeder 10. Einwohner im
Land Berlin leidet an ungewollter Einsamkeit mit allen negativen Folgen fur die
leibliche und seelischen Gesundheit. Das wollen wir andern, denn es gibt nichts
Schrecklicheres als einsam zu sein und sich allein zu fuhlen. Wir wollen, dass
das Thema mehr Aufmerksamkeit bekommt und es mehr Angebote fur einsame
Menschen in unserer Stadt gibt. Deshalb haben wir bereits im Dezember 2019
unseren ersten Einsamkeitsgipfel initiiert, bei dem deutlich wurde: Einsamkeit ist
kein Problem, das man auf Knopfdruck lost. Es hat vielfaltige Ursachen und Aus-
drucksformen. Die CDU Berlin fordert deshalb einen Einsamkeitsbeauftragten,
der nicht nur Zeichen setzt gegen soziale Isolation, sondern auch Maf3nahmen
koordiniert, kontrolliert, ein gut funktionierendes Hilfesystem aufbaut und Kon-
zepte entwickelt. AuBerdem setzen wir uns fur ein stadtweites Bundnis gegen
Einsamkeit sowie einen Runden Tisch ,Einsamkeit in der Grof3stadt® ein. Bisher
wurden all diese Initiativen von der rot-rot-grunen Regierungskoalition bedau-
erlicherweise ausgebremst, vertagt und abgelehnt.



6. Hat Ihre Partei Strategien und Plane Menschen mit Migrationshintergrund
und Menschen in der Wohnungslosigkeit die Hospiz- und Palliativversorgung zu
ermoglichen? Wenn ja, welche?

Antwort:

Wir wollen, dass alle Menschen am Ende ihres Lebens die Betreuung und den
Beistand erhalten, den sie benotigen. Niemand soll alleine gelassen werden. Die
Clearingstelle leistet wertvolle Arbeit. Wir werden die Erfahrungen seit 2018
auswerten und sicherstellen, dass Unversicherte auch in Zukunft Rat und Aus-
kunft Uber die medizinischen Versorgungsstrukturen in Berlin erhalten.

7. Wie wird Ihre Partei die sektoren- und ressortiibergreifende Betreuung von
Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen mit lebensverkiirzenden Er-
krankungen gestalten?

Antwort:

Insgesamt mussen in der gesundheitlichen Versorgung die Besonderheiten von
Kindern und Jugendlichen zukunftig noch mehr Beachtung finden. Wir werden
Im engen Austausch mit Expertinnen und Experten nach Losungen suchen und
geeignete Maf3inahmen entwickeln, um die sektoren- und ressortubergreifende
Betreuung von Kindern und Jugendlichen mit lebensverkurzenden Erkrankun-
gen sicherzustellen.

8. Der Kreis derer, die einer hospizlich-palliativen Sorge bediirfen, steigt stetig.
Dem steht eine Ressourcenknappheit und ein Fachkraftemangel gegeniiber.
Welche Ansatze verfolgt Ihre Partei, um diese Diskrepanz zu entscharfen?

Antwort:

Wir wollen gemeinsam mit Arbeitgebern und Beschaftigten von Gesundheitsein-
richtungen ein umfassendes Personal-Konzept entwickeln, das die Hauser in die
Lage versetzt, mit genugend und befahigtem Personal ihre wichtigen Aufgaben
zu bewaltigen. Das schlief3t selbstverstandlich auch die hospizlich-palliative
Sorge ein.



	2021-09-20 PM - Wahlprüfsteine zur Berliner Abgeordnetenhauswahl am 26.09.2021
	Anlage 1 - Antworten der Partei  die LINKE - Landesverband Berlin
	Anlage 2 - Antworten der Partei  BÜNDNIS 90-DIE GRÜNEN
	Anlage 3 - Antworten der Partei  CDU Berlin

